
 
 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anhörung zum Gesetz zur Änderung des Saarländischen Ausführungsgesetzes nach § 26 

des Achten Buches Sozialgesetzbuch für Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege, 

Saarländisches Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsgesetz (Drucksache 17 / 2258)  

 
Ihr Schreiben vom 3.7.2026, Tgb. Nr.: 1054 / 26  

 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender Haas, 

sehr geehrte Damen und Herren,  

 

der Saarländische Städte- und Gemeindetag dankt für die Möglichkeit, sich im Rahmen 

Ihrer Anhörung zu o.g. Gesetzentwurf äußern zu dürfen.  

 

Das Präsidium des SSGT hat sich in seiner Sitzung am 11. August 2026 eingehend mit 

dem Entwurf befasst und zu den Themen der Schließtage und Sicherstellungsvereinba-

rung Folgendes anzumerken: 

 

1. Schließtage 

Wie schon gegenüber dem Ministerium für Bildung und Kultur im Rahmen der regie-

rungsexternen Anhörung kommuniziert, wird die neue Regelung von maximal 20 

Schließtagen aufgrund des individuell wesentlich höheren Urlaubsanspruchs der Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter vor Ort (teilweise 38 Tage im Jahr) letztlich dazu führen, 

dass die überschüssigen Tage außerhalb der Schließzeiten genommen werden müs-

sen. Dies wird für die Praxis erhebliche Umplanungen, Personalengpässe und im äu-

ßersten Fall auch reduzierte Betreuungszeiten bedeuten.  
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An den  
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Herrn Ausschussvorsitzenden Sascha Haas 
 
Per E-Mail an: k.blaich@landtag-saar.de 
    sitzungsdienst@landtag-saar.de  

 

Michaela Rumschöttel 
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An dieser Problematik ändert auch die Tatsache nichts, dass – im Gegensatz zum mi-

nisteriellen Entwurf – nun eine schrittweise Reduzierung der Schließtage geplant ist.  

Letztlich steht daher zu befürchten, dass diese Regelung dem Ziel des Gesetzgebers – 

eine verlässliche Förderung für Familien zu garantieren – gerade zuwiderläuft.  

2. Sicherstellungsvereinbarungen

Der SSGT sieht eine gesetzlich dergestalt formulierte Regelung, die den kommunalen 

Trägern von Kindertageseinrichtungen eine Mitwirkungspflicht an den Sicherstellungs-

vereinbarungen auferlegt, als Beschränkung der kommunalen Selbstverwaltung an.  

Die Bereitstellung und der Betrieb von Kindertageseinrichtungen stellt – trotz bundes-

rechtlicher Regelung im SGB VIII – eine Angelegenheit der örtlichen Gemeinschaft dar, 

deren Ausgestaltung und Umsetzung maßgeblich auf kommunaler Ebene erfolgt. Auch 

die Entscheidung, ob und in welcher Form eine Kommune Kindertageseinrichtungen 

betreibt und ob und mit wem sie hierzu vertragliche Vereinbarungen eingeht, fällt in den 

Bereich der kommunalen Organisationshoheit. 

Durch den geplanten Kontrahierungszwang würde die Organisationshoheit sowie die 

Vertragsfreiheit der Kommunen eingeschränkt werden.  

Vorgenannte Bedenken wurden dem federführenden Ministerium für Bildung und Kultur 

bereits in einer Sitzung am 20. Mai 2026 mitgeteilt. 

Der SSGT forderte in vorgenannter Sitzung das Ministerium dazu auf, sich vor dem Hin-

tergrund der kommunalen Selbstverwaltung in der Gesetzesbegründung zu Art. 28 Abs. 

2 GG zu äußern. Darüber hinaus wurde von hiesiger Seite eine Stellungnahme des Mi-

nisteriums für Inneres, Bauen und Sport gefordert. Leider musste festgestellt werden, 

dass die Begründung des Gesetzes zu Artikel 28 Abs. 2 GG schweigt und dem SSGT 

auch keine Mitteilung über eine Position des Innenministeriums vorliegt.  

Der SSGT erneuert nun im Rahmen der Anhörung im Landtagsausschuss für Bildung, 

Kultur und Medien seine Forderung dahingehend, dass sich der Gesetzgeber zu Artikel 

28 Abs.2 GG äußern sollte. Darüber hinaus wäre eine Stellungnahme des Innenministe-

riums hierzu wünschenswert.  

Mit der Bitte um Berücksichtigung der Anliegen des SSGT verbleibe ich 

mit freundlichen Grüßen 

Stefan Spaniol 

gez.




